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Die M » l?len in Lngland
Am morgigen DonnerStag finden die englische »

Wahlen statt . Einem Londoner Artikel der „Frkf .
Ztg .

" entnehmen wir dazu folgendes :
28 Millionen von wenig über 4g Millionen englischer Män -

ner und Frauen sollen sich darüber äußern , ob sie Mr . Bald¬
win als Führer behalten wollen . Wenn es hoch kommt , so wer -
den sich etwa 75 Prozent der Wahlberechtigten an der Abstim -
mung beteiligen . Es handelt sich jetzt zunächst um die Frage ,
ob die Konservativen ihren bei der letzten Wahl erlangten Zu -
wachs festhalten können .

Lloyd George glaubt , datz die Konservativen etwa 6,5 Mil¬
lionen Stimmen erhalten werden , wobei er etwa 1,6 Millionen
aufs Konto der durch die Erweiterung des Frauenwahlrechts
neu hinzukommenden jüngsten Wählerinnen setzt. Der Labour -
Partei bewilligt Lloyd George 7,5 Millionen (darunter auch
etwa 1,6 Millionen Neuwählerinnen ) , so datz ihm bei 21 Mil¬
lionen abgegebenen Stimmen rund 7 Millionen als Stimmen¬
anteil der Liberal Party verbleiben . Man sieht : selbst unter
den günstigsten Umständen könnte Mr . Waldmin nur eine
Stimmenzahl auf sich vereinigen , die beträchtlich unter der
Hälfte der Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen liegt . So
war es auch bisher . Trotzdem verfügte Mr . Baldwin bekannt -
lich über eine überwältigende Mehrheit von Abgeordneten ( da
in England der Einerwahikreis und nicht die Verhältniswahl
besteht ) . Die Entscheidung hängt also durchaus von dem Er -
gebnis der taktische» Manöver in den Hunderten von „drei -
eckigen " Wahlkämpfen ab . In den lokalen Wahlkämpfen ent -
scheiden List , Glück und Geld .

Erlangt Mr . Baldwin trotz seiner Minderheit von Wablstim -
men wieder eine Mehrheit von Mandaten , dann ist der Fall
füTs erste entschieden . Erlangt er sie -licht, so müßte normaler -
weise für die Regierungsbildung die Tatsache bestimmend wer -
den , datz Lloyd George im Namen seiner Partei erklärt hat ,
die Liberalen seien Gegner einer neuen „sozialistischen " La -
bour -Regierung . Die Liberalen würden es als einen Verstoß
gegen die Wahlentscheidung halten , wenn der König (beraten
durch Mr . Baldwin ) in solcher Lage den Labour -Führer Mac -
donald mit dem Versuch einer Regierungsbildung beauftragen
würde . Erlangt Baldwin keine klare Mehrheit und ist Mac -
donald gewissermaßen ausgeschaltet durch eine konservativ -
liberale Mehrheit , so entsteht die Situation , auf die Lloyd
George spekuliert und die mit absoluter Sicherheit eintreten
müßte — wenn England den Proporz eingeführt oder da ?
Wahlsystem auf andere Weise geändert hätte , wie das die Li»
beralen vorschlagen .

*

Wahlreden Chamberlatns und Cushendun »
WTB . London , 29. Mai . (Tel .) Sir Austen Chamber »«!»

sagte gestern in einer Wahlrede in Birmingham : Ich war bei
dem Werk der Befriedung , dem ich mich gewidmet habe , sehr
vom Glück begünstigt , daß ich die Hilfe zweier Männer von
solchem Mut , solcher großzügigen Denkweise und solchem auf -
richtigen Wunsche nach Frieden , wie Briand und Dr . Strese -
man », erhielt . Man kann der konservativen Regierung nicht
den Vorwurf machen , daß sie es unterlassen hätte , ihrem
ernsten Wunsch nach Frieden auszusprechen und ihrem Per -
frauen zum Frieden in praktischer Rüstungsverminderung
Ausdruck zu geben .

Lord Cushendun sagte tu einer Wahlrede in Tiverton : Die
Liberalen und die Sozialisten suchen eine unbegründete Be -
sorgnis wegen der Sicherheit des Weltfriedens hervorzurufen .
Ich wünsche, so bestimmt wie möglich und bei voller Sach¬
kenntnis zu erklären , daß nicht - die geringste Kriegsgefahr
besteht . Lloyd George würde ein größeres Recht haben , über
Abrüstung zu reden , wenn er aufhörte . Bemerkungen zu ma -
chen, die geeignet sind, unsere Beziehungen zu Frankreich zu
stören .

Eine Erklärung MaedonaldS
WTB . Paris , 29 . Dlai (Tel . ) „Matin " veröffentlicht Erklä »

rungen des englischen Arbeiterführers Macdonald zu den eng -
Irschen Wahlen . Macdonald betonte u . a ., daß die englische
Arbeiterpartei niemals aniifranzösifch gewesen sei. Dies sei
auch jetzt nicht der Fall . Falls das Geschick ihn zur Regierung
bringe , so werde , es ihm eine große Freude sein , nach Genf zu
reisen und mit seinent alten Freunde Briand zusammen zu
arbeiten . Bei dem großen Kreuzzug für den Weltfriede » dürfe
England sich nicht mitschleppen lassen , sondern an erster Stelle
stehen . Wenn er in die Regierung kommen werde , werde er
einen internationalen Appell erlassen , der sowohl für Frank »
reich als auch für Amerika und für England selbst gerecht und
billig sein werde . Er lind diejenigen , die er evtl . nach Genf
entsenden werde , würden sich nicht damit begnügen ^ auf die
Initiative zu warten , die andere ergreifen würden . Sie wür -
den vielmehr ihre Fahne vor den ersten Linien aufpflanzen .

Zu den Tarifverhandlungen der Reichsbahn . Wie aus Ber >
lin mitgeteilt wird , wurde in den Jahren 1927 und 1928 der '
Reichsbahn an Mehrleistungen durch Erhöhung der Grund -
löhne , Ortszulagen , Beamtenbesoldungen und Wohnungsgel -
der im ganzen die Summe von 436,7 Millionen Reichsmark
auferlegt . Demgegenüber wurde der Tarif um 26V Millionen
Reichsmark auf Antrag der Reichsbahn erhöht . Jede andere
Darstellung , daß besonders die Reichsbahn mehr an Tarif -
« rhöhungen gefordert und erhalten hätte , als ihr Kosten auf -
erlegt worden feien , ist hinfällig .

Der Reichstarif für das Bankgewerbe wurde vom Reichsar -
teitsminister für allgemein verbindlich erklärt .

Letzte Nachrichten
Die Tage in Dans

Aufrollung der Besatzungsfrage
M . Berlin , 29. Mai (Priv . -Tel .) An Berliner zuständigen

Stellen weiß man nichts von dem in verschiedenen Blättern
behaupteten demonstrativen Ausflug des Reichsbankprästden -
ten Dr. Schacht nach Versailles . Ebenso werden die um -
laufenden Gerüchte , wonach Schacht plötzlich in das Ruhr -
gebiet abgereist sei und diese Reise im Zusammenhang mit
dem Rücktritt Dr. Böglers gebracht wird , bestritten . Schacht
hält sich vielmehr wie immer im Trianon - Hotel in Paris auf .

Inzwischen sind die Gläubiger bemüht , unter Zuhilfenahme
aller Rechnungsarten , auch der Logarithmentafeln , einen alle
befriedigenden Brrteilungsplan aufzustellen . Der
Hauptstreit geht jetzt — und das ist für Deutschland von be-
sonderer Bedeutung — um die B e s a tz u n g s k o st e » . Nach-
dem man den Plan fallen gelassen hat , den Dawesplan gleich-
zeitig mit dem Owen -Doung - Plan gelten zu lassen , und zwar
bis zum 1 . Januar , will man nun das Uoung - Kompromiß mit
rückwirkender Kraft vom 1 . April gelten lassen . Dadurch stellt
sich aber für die Gläubiger die Schwierigkeit heraus , die
Kosten für die Besatzung am Rhein aus eigener
Tasche zu bezahlen . Sie haben nun an die deutsche Abord -
nung inoffiziell die ganz unmögliche Forderung gestellt , daß
D e u t f. ch l a n d die Besatzungskosten zunächst bezahle , bis
die völlige Räumung erfolgt ist . Daß man darauf nicht ein -
gehen kann , versteht sich von selbst, es kommt aber wenigsten ?
die Ränmungsfrage automatisch in Flnß .

Erfolg ver Reichsanleiftezeichnnng
pr . Berti n, 25. Mai (Priv . - Tel . ) Nach einer Meldung der

„B . Z . am Mittag " hat die Zeichnung auf die neue
Reichsanleihe , besonders in den beiden letzten Tagen ,einen besseren Verlauf genommen , als es zunächst
schien. Allgemein werde angenommen , daß der aufgelegte Be -
trag von 300 Millionen voll gezeichnet , vielleicht sogar etwa ?
überzeichuet werden wird , überraschend sei, daß das bisherige
Zeichnungsergebnis sich weniger aus großen als aus kleinen
Zeichnungen zusammensetze .

Vorstoß der Tschechen gegen die deutsche Sprache
WTB . Prag , . 29. Mai . (Tel .) Die tschechischen Parteien

in der böhmischen Landesvertretung haben beschlossen, daß
den deutschen Beisitzern des Landesausschusses der Gebrauch
der deutschen Sprache nicht gestattet werden soll. Die zwi -
schen den tschechischen und deutschen Parteien eingeleiteten
Verhandlungen sind wegen des starren Standpunktes der
tschechischen Parteien gescheitert . Das Bestreben der tschechi -
schen Parteien geht weiter dabin , auch den deutschen Ge -
meinden neue Verpflichtungen in bezug auf den Gebrauch der
deutschen Sprache aufzuzwingen .

In Prag ist die Polizei auf Grund von Anzeigen gegen
das Singen deutscher Lieder in den Vereinsräumen deutscher
Studenten eingeschritten und hat ein Strafverfahren einge -
leitet .

Die Beisetznngsfeierttchkeiten für Snnyatfen
WTB . London , 29. Mai . (Tel . ) „Times " meldet aus

Shanghai : Gestern traf der in weißen , blauen und goldenen
Farben gehaltene Sonderzug mit der Leiche des Nationheldeu
Sunyatsen in Pukau , gegenüber Nanking , ein . Familien -
«» gehörige und Staatsminister trugen den Sarg auf den
Bahnsteig , wo ein Altar errichtet war . Es folgte eine kurze
Zeremonie , die aus den üblichen Verbeugungen und einem
drei Minuten währenden Schweigen bestand . Die Witwe
Sunhatsens war anwesend . Später wurde der Sarg auf
einem Kanonenboot über den Jangtse geführt , während die
Forts 101 und die ausländischen Kriegsschiffe 21 Kanonen -
schüsse abfeuerten . Die Leiche wird jetzt drei Tage lang im
Hauptquartier der Zentralpartei des Kuomingtang aufgebahrt
bleiben . Staatsminister werden die Ehrenwache halten , und
das Publikum wird zugelassen werden . Dann erfolgt die end-
gültige Beisetzung .

Gegenseitiger Besuch des englischen und deutschen Luft »
schiffes . Wie der Londoner „Star " schreibt , sind in Lustfahrt -
kreisen interessante Anregungen gemacht worden über - den
Austausch eines Besuches des „Graf Zeppelin " und des gro -
ßen englischen Luftschisfes „L 101" . Es sei möglich , daß der

Graf Zeppelin " nach England komme, während der „L 101"

seine ersten Probeflüge über deutschem Gebiet ausführen
würde .

Schlichtungsverhandlungen im Ruhrbergbau . Am Dienstag -
vormittag habe » unter dem Borsitz des Schlichters für West -
falen . Prof . Dr . Brahn , die Schlichtungsverhandlungen zwi¬
schen den vier Arbeitnehmerorganisationen und dem Zechen -
verband über die Abänderung des Manteltarifs und des Ar -
beitszeitabkommens begonnen .

Der Rote Frootkämpferbund hat Beschwerde beim Reichs -
gericht wegen des Verbotes eingelegt .

» Bieg der staatspolitiscken
vernuntt

Auf dem sozialdemokratischen Parteitag in Magdeburg
hat gestern der Parteivorstand einen bedeutsamen Er -
folg errungen : mit einer Mehrheit von beinahe zwei
Drittel der Stimmen wurde der Vorschlag des Partei -
Vorstandes , über die sämtlichen Anträge zur Panzerkreu -
zerfrage zur Tagesordnung überzugehen , angenommen .
Persönlich war dieses Abstimmungsergebnis gleichzeitig
ein nicht gering einzuschätzender Erfolg des Reichskanz-
lers Hermann Müller , der die Panzerkreuzerangelegen -
heit in einer längeren Rede vom Standpunkte der sozial-
demokratischen Reichsminister aus behandelt und sich
dabei rhetorisch sehr wirkungsvoll mit der Opposition
auseinandergesetzt hatte .

Die praktische Bedeutung der Abstimmung besteht vor
allem darin , datz die sozialdemokratischen Reichsminister
nicht gezwungen sein werden , mit ihrer Fraktion gegen
eine Vorlage ihres eigenen Kabinetts zu stimmen . Die
Haltung der Fraktion bleibt an sich dieselbe : die weiteren
Bauraten werden abgelehnt . Aber eine Krisis wird da¬
durch nicht heraufbeschworen werden , eben weil man dar -
auf verzichtet , von den sozialdemokratischen Mitgliedern
des Kabinetts die gleiche Ablehnung zu fordern . Das
ist allerdings der Sieg staatspolitischer Vernunft .

Der Reichskanzler hat zweifellos diesen Sieg durch
seine Rede zu einem ganz erheblichen Teile vorbereiten
helfen . Vor allem hat er der Opposition klargemücht,
welches die selbstverständlichen Bedingungen sind, unter
denen eine Partei in einer Koalitionsregierung mitzu -
arbeiten hat . Es ist unmöglich , datz die der Partei an -
gehörenden Minister in einer immerhin wichtigen Ange -
legenheit gegen ihre eigene Vorlage stimmen . Und wenn
solche Experimente gemacht worden sind, so dürfen sie,
wie Hermann Müller ausdrücklich betont hat , nicht wie -
derholt werden . Er hat Recht, wenn er sagt , daß es
schließlich denn doch noch wichtigere Fragen gibt als die
des Panzerkreuzerbaues , und daß es deshalb leichtfertig
und durchaus nicht im Interesse der Partei gehandelt
wäre , wenn man es wegen dieser Affäre zu einer Re -
giernngskrisis kommen lasse . Im übrigen hätten die
Sozialdemokraten in den Jahren 1920 bis 1923 mehrere
Schiffsersatzbauten bewilligt , und bei dem Panzer -
kreuzer handle es sich auch lediglich um einen solchen Er -
satzbau .

Am besten wäre es ja wohl , wenn auch die sozialdemo-
kratische Reichstagsfraktion sich in der ganzen Frage zu
einer anderen Auffassung bekehren lassen könnte . Doch
ist damit wohl nicht zu rechnen , nachdem nun einmal die
Sache zu einer Haupt - und Staatsaktion aufgebauscht
worden ist .

Ist die gestrige Abstimmung als ein Sieg staatspoliti «
scher Vernunft zu bewerten , so ist sie gleichzeitig der
beste Beweis dafür , daß die übergroße Mehrheit der Par -
tei die Mitarbeit der Partei in der Koalition wünscht.
Sicherlich ist dieses Ergebnis durch den Ausfall der
Landtagswahlen in Sachsen etwas erleichtert worden .
Denn auch die in Sachsen beheimatete Opposition kann
sich immer weniger der Einsicht verschließen, daß nur
im Rahmen einer Koalition der Einfluß der Partei auf
die Politik erobert werden kann . Wie aus einzelnen
Pressestimmen des östlichen Teils von Sachsen hervor -
geht , beginnt man sich mit der Notwendigkeit einer Koa-
litionsregierung abzufinden . Und es wäre eigentümlich
genug , wenn dieselben Parteigenossen , die sich in Sach -
sen zu einer solchen Einsicht für das eigene Land durch-
gerungen haben , die Koalitionspolitik im Reich verurtei -
len wollten .

Der Parteivorstand hatte im übrigen schon von Anfang
an recht geschickt manövriert ; es war ihm gelungen ,
von vornherein rein stimmungsmäßig der Opposition
den Wind aus den Segeln zu nehmen , indem er in man -
nigfacher Beziehung den Willen zur Durchführung des
Parteiprogramms scharf unterstrich . Verwirklichung des
sozialistischen Ideals , Beseitigung des kapitalistischen
Wirtschaftssystems , grundsätzliche Beibehaltung des Klas-
senkampfes , das alles sind programmatische Punkte , die
auch heute noch ihre Geltung haben sollen. Und wenn
schon einmal eine Diktatur in Deutschland kommen
sollte , so soll sie nach dem Willen des sozialdemokratischen
Parteivorstandes dann eine sozialdemokratische sein, damit

Mit der Beilage: 34. Amtlicher Bericht über die Verhandlungen des Badischen Landtags



»itf Mefa Weife die Rückkehr zu demokratischen Verhältnis -
fen gesichert bleibe . Was der Parteivorstand von den Mit -
gliedern und der 'Wählerschaft erlvartet , das ist das 93er -
ständnis dafür , daß man ein Programm nicht im Hand -
umdrehen in die Wirklichkeit umsetzen kann , daß dazu
Zeit und Geduld gehören , und daß es töricht wäre , sich
von jeder Mitarbeit im Staate fernzuhalten , solange
nicht alle Blütenträume gereift sind . Selbstverständlich
ist eine solche Mitarbeit im Bunde mit nichtsozialistischen
Parteien von 'gewissen Konzessionen begleitet . Man darf
eben nicht vergessen , daß die Mehrheit des deutschen Vol¬
kes nicht sozialistisch ist , also auf dem Boden des alten
Wirtfchaftsfystems steht .

Will die Sozialdemokratie also mitarbeiten , so mutz
sie dieses Wirtschaftssystem zunächst als gegeben hinneh -
men . Das schließt eine Einwirkung im Sinne des eigenen
Programms nicht aus . Wichtiger als der Kampf um das
Wirtschaftssystem ist ja auch die Erhaltung und Befesti -
gnng der staatlichen und wirtschaftlichen Existenzfähig ,
keit nnseres Volkes schlechthin. Und bisher hat das Gros
der sogenannten „bürgerlichen " Parteien immer wieder
erkennen lassen , daß sie bei dem Kampf um die Erhaltung
dieses höchsten Gutes auf die Mitarbeit der Sozialdemo -
kratie nicht verzichten wollen .

Der sozialdemokratische Ikeicdsparteitag
Erfolg der Regierungsmitgtteder in der Panzer -

kreuzerfrage
Auf dem sozialdemokratischen Parteitag in Magdeburg wurde

am Dienstagvormittag die Aussprache über den Bericht des
Parteivorstandes fortgesetzt .

Fleißner , Dresden , verurteilte den bedingungslosen Eintritt
in die Regierung . Die Verantwortung für diese Koalitions -
Politik könne nicht weiter getragen werden . Reichstagsabg . Dr.
David wies darauf hin , daß die Partei geschlossen hinter der
Forderung stehe ! Nie wieder Krieg ! Der Panzerkreuzer sei
höchstens ein Mittel zur Küstenverteidigung . Eine Neuwahl
in der Panzerkreuzerfrage würde zu einer Niederlage für die
innere und äußere Stellung der Partei führen .

Mit lebhaftem Beifall empfangen , nahm darauf
Reichskanzler Müller

das Wort , der u . a . ausführte : Ich hoffe , daß der Magdebur¬
ger Parteitag sich den realen Sinn für das in der gegenwär¬
tigen Gesellschaft Mögliche erhält . Eckstein hat gesagt , wir sind
nicht für den Staat , sondern nur für die Arbeiterklasse verant -
wortlich . Das schlägt allem ins Gesicht, was wir seit 10 Iah -
ren getan , und was unsere großen Vorkämpfer gewünscht ha -
ben . Wir sind zu gute Sozialisten , um Freude an der Koa¬
litionspolitik zu haben . Sie ist aber eine politische Notwen «
digkeit . Man darf auch nicht vergessen , wie schwer es war , über-
Haupt zu einer festen Mehrheit für die Regierung zu kommen .
Mir ist niemals eingefallen , zu fagen , daß der Panzerkreu¬
zer nicht gebaut werde . Wir haben gesagt , daß wir den Bau
des Panzerkreuzers bekämpfen . Mir ist auch niemals ein -
gefallen , wenn ich von unserem Antrag auf Reduzierung des
Wehretats gesprochen habe , zu behaiOten , daß wir in einer
Koalitionsregierung diese Forderung durchsetzen würden . Im
übrigen ist es am 1 . Mai gelungen , überhaupt den Wehretat
herabzudrücken . Wir haben selbstverständlich zu den Wahlen
Ziele aufgestellt , die wir nach besten Kräften stützen . Wir dür -
fen aber unseren Wählern nicht vorgaukeln , daß diese Ziele
in einer Koalitionsregierung erfüllt werden können .

Mir war nach den Verhandlungen , die wir im Laufe des
Juli über die Regierungsbildung geführt haben , klar gewor -
den , daß der Panzerkreuzer gebaut würde ! Der Reichskanzler
kann in einer Frage von so großer politischer Bedeutung nicht
gegen seine eigene Vorlage stimmen .

solche Experimente dürfen nicht zu oft wiederholt werden .
Es ist ganz unmöglich , nachdem die Vorbereitungen für die
Große Koalition getroffen sind , davon abzugehen . Von Frak -
tions . oder Parteidisziplin ist dabei nicht die Rede . Ich bin
jederzeit bereit , die Konsequenzen zu ziehen , wenn es verlangt
wird .

Ein von Levi , Rosenseld , Seydewitz und weiteren 80 Dele -
gierten unterzeichneter neuer Programmentwurf forderte , daß
die Partei im sozialistischen Staat die Landesverteidigung ab«
lehnen müsse. Weiter heißt es : „Wird ein Land , in dem das
Proletariat die politische Macht erobert hat , in seiner Über -
gangszeit zur klassenlosen Gesellschaft von anderen durch die
Bourgeoisie beherrschten Staaten angegriffen , so ist das Pro -
letariat verpflichtet , seine Klasseninteressen gegen alle anderen
mit allen Mitteln zu verteidigen .

"
Der Parteitag beschloß entsprechend dem Antrage des Vor -

standsmitgliedes Bogel mit 256 gegen 138 Stimmen über den
Berliner Antrag , der die zweite Rate für den Panzerkreuzer
ablehnt und den Ministern Fraktionsdisziplin vorschreibt , zur
Tagesordnung überzugehen . Damit sind alle Anträge über
den Panzerkreuzer und über die Zurückziehung der Minister
erledigt . Ferner wurde bei den Abstimmungen beschlossen, eine
Zentralstelle für Agrarpolitik einzurichten .

*
WTB . Magdeburg , 29. Mai (Tel .) Der sozialdemokra -

tische Parteitag dürfte gestern mit den Reden Dittmanns und
Levis den Höhepunkt erreicht haben .

In Fortsetzung der Diskussion über das Wehrprogramm
sprachen verschiedene Redner , unter ihnen Schöpflin , Karls -
ruhe , der im Gegensatz zur Opposition die Notwendigkeit
eines Wehrprogramms betonte . Der Kampf zur Durchfüh -
rung der Abrüstung müsse weitergeführt werden .

Der sozialistische Delegierte Eckstein, Breslau , nennt die
Reichswehr die schärfste Waffe des Kapitalismus gegen das
Proletariat . Die Arbeiter haben auch heute noch kein Vater -
land . (Stürmischer Widerspruch .) Das Vaterland gehört erst
mit dem Siege des Sozialismus dem Proletariat . Er
schließt mit den Worten : „Der Feind steht im eigenen Lande ,
ihn wollen wir schlagen ! "

Crispien führte aus : Es sei heute ein Unding , daß sozia -
listische Staaten abrüsten , wenn reaktionäre Staaten auf -
rüsten . Hier kommt Crispien auch auf seinen bekannten Aus -
spruch zu sprechen , den er dahin deutet , daß er an ein grö -
ßeres Vaterland glaube , in dem einmal Deutschland auf -
gehen werde, wie das etwa in den Vereinigten Staaten von
Europa angedeutet sei . Er wendet sich zum Schluß gegen
Mißstände in der Reichswehr . Die Republik habe keine Tra -
ditionen des kaiserlichen Deutschlands zu pflegen .

In der weiteren Aussprache ergriff Innenminister Sc -
vering das Wort . Er wies auf die Fehler der Zurückhal -
tungspolitik gegenüber der Reichswehr hin . Wir müssen den
Kampf um bic

_ Republikanisierung der Reichswehr energisch
aufnehmen . Severing erinnert an den Kampf gegen die
Polizei vor dem Kriege . Heute sei die Polizei von einem
anderen Geiste erfüllt . Man erklärt , die Schutzpolizisten seien
die besten Freunde der Republikaner . Das kommt daher -,
daß man nicht alte Landsknechte in die Polizei steckte , son-
®em gewerkschaftlich vorgebildete Leute .

I Aus der Iprsris der Ikgrtell-
auksicbt

Von Dberregirrungsrat Dr . E . Klotz, Karlsruhe
II

Als eine weitere Waffe - gegen die Überspannung des
Organisationszwangs der Kartelle hat sich ferner in der
Tätigkeit des Kartellgerichts mehr und mehr der Ge-
nehmigungszwang zur Verwertung von Sicherheiten ,
welche die Mitglieder dem Kartell als Pfand für die Er -
füllung ihrer Kartellverpslichtungen hingegeben haben
(sog . innerer Organisatio ^ Szwang ) , oder der Genehmi -
gungszwang zur Berhängnng von Sperren oder ähnlich
wirkenden Maßnahmen gegen Außenseiter und sonstige
Dritte (sog . äußerer Organisationszwang ) erwiesen . Die
Einwilligung ist nämlich zu versagen , wenn diese- Matz-
nahmen die Gesamtwirtschast oder das Gemeinwohl ge-
fährden oder die wirtschaftliche Bewegungsfrecheit des
Betroffenen unbillig einschränken (§ 9 der Kartellver¬
ordnung ) . Die Mittel des Organisationszwanges sind
hier also an sich gesetzlich anerkannt , gleiMeitig aber
unter eine wirtschaftspolizeiliche Kontrolle , eine sog.
Präventivzensur , und zwar des Vorsitzenden des Kartell -
gerichts gestellt , gegen dessen Entscheidung das Kartell -
gericht angerufen werden kann . Die Mehrzahl der bis -
her behandelten Fälle bezogen sich auf Sperrmaßnahmen
als Mittel des äußeren Organisationszwanges , und zwar
im wesentlichen zur Bekämpfung von Außenseitern , oder
mit dem Ziele , diese zum Beitritt zum Kartell zu zwin -
gen . Ein näheres Eingehen auf diesen Teil der Spruch -
tätigkeit des Kartellgerichts mutz im Rahmen dieses auf
d'ie wesentlichsten Punkte der Kartellgerichtspraxis be-
schränkten , nur allgemein orientierenden Aufsatzes unter -
bleiben , womit aber nicht gesagt sein soll , daß dieser Teil
ein weniger wichtiges Kapitel wie die sonstige Spruch -
tätigkeit dieses Gerichts darstellt .

Beurteilung der Sprnchtätigkeit des Kartellgerichts .
Das allgemeine Urteil über die bisherige Spruchtätig -

keit des Kartellgerichts kann wohl dahin zusammengefaßt
werden : Die empfindlichste Stelle der Kartelle wird na -
turgemäß durch das eingeführte Recht der fristlosen Kün -
digung aus „wichtigen ! Grunde " berührt . Die Kritik hat
sich daher naturgemäß besonders gegen diese Bestimmung
und gegen ihre Anwendung durch das Kartellgericht ge-
richtet . Andere Angriffe richten sich gegen die Art der
Zusammensetzung des Kartellgerichts , insbesondere gegen
die Mitwirkung von Jnteressenvertretern . Man hat ein -
gewendet , daß die Zulassung der fristlosen Kündigung
zu einer außerordentlichen Gefährdung der Vertragstreue
und damit zur Untergrabung der feit dem Krieg sowieso
ins Wanken geratenen kaufmännischen Moral führen
werde . Demgegenüber ist darauf hingewiesen worden ,
daß die Kartellverordnung dem einzelnen keineswegs
das Recht gibt , nach Willkür sich der Erfüllung der im
Kartellvertrag übernommenen Verpflichtungen zu ent -
ziehen , fondern nur dann , wenn ein wichtiger Grund
vorliegt . Wie die oben wiedergegebenen Grundsätze er-
sehen lassen , hat auch das Kartellgericht die Vertrags -
treue (pacta sund servanda ) als das Fundament des
geschäftlichen Verkehrs hochgehalten , was insbesondere in
dem Standpunkt zum Ausdruck gelangt , daß der Kün -
digende zunächst die satzungsmäßigen Mittel erschöpft»
muß , ehe er an das Kartellgericht herantreten kann . Als
Schranke für die Vertragstreue wird aber schon in der
Kartellverordnung selbst die Gefährdung der Wirtschaft-
lichen Bewegungsfreiheit der Kartellgenossen aufgerichtet ,
und man wird es nicht als eine zu weitgehende Aus -

lögung dieser Bestimmung bezeichnen können , wenn das
Kartellgericht die Last der Kartellpflichten als unerträg -
lich erklärt , wenn sie für den Kündigenden den Wirtschaft-
lichen Ruin bedeutet , dies z . B . dann , wenn das Kartell
zur übernommenen Belieferung mit Rohstoffen nicht
mehr in der Lage ist, gleichwohl aber feine Mitglieder
hindert , sich anderwärts mit Rohstoffen einzudecken, oder
wenn infolge Überhandnehmens von Außenseitern und
dadurch bedingter Unterbietungen der Kündigende nur
bei freiem Wettbewerb seine wirtschaftliche Existenz auf -

rechtzuerhalten vermag . Beizupflichten ist andererseits ,
wenn das Kündigungsrecht versagt wurde , weil ftir den
Betroffenen lediglich die Vorteile , die er sich von seinem
Beitritt erhofft hatte , ausgeblieben waren , oder wenn
er sich im Falle sinkender Konjunktur ganz allgemein in
seiner wirtschaftlichen Bewegungsfteiheit — eine Erschei-
nung , mit der er von vornherein rechnen mutzte — be-
einträchtigt sühlt . Zu billigen ist auch, . wenn die Kün -
digung zugelassen wurde , wenn der Kreis der Kartell -
zwecke nachträglich ausgedehnt (z. B . durch Erweiterung
eines Konditionen -Kartells in ein Preiskartell ), oder um »
gekehrt , soweit eingeschränkt wird , daß nur noch eine
lose Preiskonvention übrigbleibt , weil den überstimmten
Mitgliedern nicht versagt sein dürfe , sich von der ihnen
Wider ihren Willen auferlegten größeren Beschränkung
ihrer wirtschaftlichen Bewegungsfteiheit zu befteien , oder
sich von einem Kartell zu lösen , das die Zwecke nicht
mehr erfüllen will , um derentwillen sie dem Kartell bei-
getreten sind . Das gleiche gilt im Falle der Änderung
der inneren Struktur des Kartells dadurch , daß die
Stimm - und Machtverhältnisse sich derart verschoben
haben , daß die wirtschaftlich schwächeren Unternehmer
überstimmt werden und ihre Interessen überhaupt nicht
mehr geltend machen können ; ferner in dem Falle , wenn
der Verband die Vcrliandsdisziplin selbst soweit gelockert
hat , daß er seinen Mitgliedern nicht nur in der Kampf -
Preispolitik gegen Außenseiter , sondern — ein im Kar¬
tellwesen ganz ungewöhnlicher Schritt — auch gegenüber
den eigenen Mitgliedern weitesten SMlraum gewährt ,

so daß das Kartell den Zweck eines Wchutzes gegen Preis »
uuterbietungen ganz verloren hat .

'
Nachdem die Praxis des Kartellgerichts , wie sie in

diesen Grundsätzen zum Ausdruck gekommen ist . zumal
in den ersten Jahren seiner Tätigkeit , in Wirtschaits -
kreisen vielfach starke Anfechtung erfahren hatte , hat im
Laufe der Zeit jedoch eine gerechtere Würdigung Platz
gegriffen , nachdem immer mehr zu erkennen war , daß
die Sprnchtätigkeit des Kartellgerichts in einheitlicher
Linie von den Gesichtspunkten der Wahrung der Ver -
tragstreue und des Schutzes der Schwachen vor der Über -
macht der Starken beherrscht ist, Grundsätze , welche auch
vom Standpunkt des Wirtschaftslebens nur Zustimmung
f'.nden können .

Neben diesen beiden Hauptarbeitsgebieten des Kartell -
gerichts — die Entscheidung über Kündigungsanträge
und Genehmigung von Sperren usw . — ist ihm in . der
Kartellverordnung (§ 20) noch die weitere wichtige Auf -
gäbe zugewiesen , sich über bestimmte , ihm von deni Reichs -
wirtschaftsminister vorgelegte Fragen gutachtlich zu
äußern . Dies ist in mehreren Fällen geschehen und hat
zu grundsätzlicher Klarstellung einiger Zweifelsfragen
aus dem Anwendungsgebiet der Kartellverordnung ge-
führt .

Über die gesamte Tätigkeit des Karlellgerichts ist dem
Reichstag im März 1927 eine Denkschrift seitens des
Reichswirtschaftsministers vorgelegt worden , welche durch
eine Denkschrift dieses Ministeriums über die staatlichen
Maßnahmen auf dem Kartellgebiet ergänzt werden und
mit diefer die Grundlage für die Beratungen des Volks -
wirtschaftlichen Ausschusses des Reichstags über die Frage
einer Reform des Kartellrechts bilden soll.

( Schluß folgt .)

Die belgischen Wahle »
hatten das Ergebnis , daß die augenblickliche katholisch -liberale
Regiernngskoalition , die gegen die Sozialisten , Kommunisten
und flämischen Nationalisten regiert , in keiner Weise gefähr -
det ist. Die hat eher eine Verstärkung erfahren , und zwar
im liberalen Lager , so daß man wohl mit einer Rechtsschwen¬
kung des Regierungskurses rechnen kann.

Die konservativ - faschistisch eingestellten Liberalen ha -
ben von den 10 an die Sozialisten im Jahre 1925 abgege »
benen Sitze einige wieder geholt . Die Katholiken hingegen ,
die die schwierige Aufgabe unternommen hatten , das belgische
Prinzip in Flandern gegen den flämischen Nationalismus zu
verteidigen , erleiden dort einen großen Prestigeverlust , weil
die Flamen fast überall siegte».

Bon den Oppositionsgruppcn verlieren die Sozialisten und
die Kommunisten . Die Verluste der Sozialisten beziffern , sich
ungefähr auf 7 Prozent , was etwa ein Weniger von 3 bis
4 Kammersitzen ergibt (bisher 78) . Die wirklichen Sieger des
Tages sind die flämischen Nationalisten , die ihre Position
außerordentlich verbesserten . Es ist nicht zu bezweifeln , daß
die Regierung mit ihnen wird rechnen müssen . Eilten mora¬
lischen Sieg hat auch die Christliche Bolkspartei erzielt , die
eine Erneuerung der Volksabstimmung in den früher deut -
schen Kantonen Eupen , Malmedy und St . Vith fordert .

In Enpen - Malmedy selbst ist eine Dreiviertelmehrheit der
Heimattreuen Stimmen zu verzeichnen , trotzdem Belgien mit
einem in neuerer Zeit gar nicht mehr gewohnten Terror diese
Wahl zu beeinflussen gesucht hat . Ohne das belgische Vor -
gehen betrüge die Zahl der NichtWähler nicht 3000 und die
Zahl der Heimattreuen Stimmen wäre noch um einiges höher .
Es handelt sich um eine eindeutige Kundgebung für die Rück-
kehr zu Deutschland .

*

Ministerpräsident Jaspar sprach in Luttich in einer Ver »
sammluneg der katholischen Partei . Er behandelte zunächst
den Sieg der Regierung bei den Wahlen und erklärte dann /
man werde zu einer Regelung der Schcldefrage gelangen müs «
sen . Was die Reparationsfrage anbelange , so werde sich die
Regierung fest zeigen . In der Sprachenfrage , die auf der
Nation laste , werd ? die Negierung eine Lösung herbeizuführen
suchen.

Tie Jahrtausendfeicr Meißens . Wie die Reichsregierung
hat auch die sächsische Regierung beschlossen, keinen Vertreter
zu der Meißener Jahrtausendfeier zu entsenden . Diese Ab-
sagen sollen auf die Ablehnung der Verleihung des Ehren -
büraerrechts an den Reichspräsidenten seitens der Meißener
Stadtverordneten zurückzuführen sein .

Ein weiblicher Staatsanwalt . Mit der Vertretung des er«
krankten Staatsanwalts am Landgericht in Tübingen ist Frl .
Dr. Müller betraut worden . Zum erstenmal ist damit in Würt »
temberg auch ein weiblicher Staatsanwalt im Amte , nachdem
vor kurzem erst in Stuttgart der erste weibliche Richter er -
nannt wurde .

" i

Hölz » us der Schweiz ausgewiesen . Der aus dem mittel -
deutschen Putsch bekannte Kommunist Max Hölz wurde , al »
er am Montag Schweizer Boden betreten hatte , in Basel ver-
haftet und über die deutsche Grenze abgeschoben.

Hohe Besteuerung ausländischer Schilder in Italien . Da «
italienische Amtsblatt veröffentlicht ein neues Gesetz , da «
Schilder mit nichtitalienifchen Inschriften mit einer fünfmal
so hohen Steuer wie italienische Schilder belegt Als Mindest »

satz sind für jedes Schild mit nichtitalienischer Ausschrift 160
Lire zu zahlen .

Di « Lateranverträge wurden am Montag vom König von

Italien unterzeichnet .

Die Maus und da « Perlenhalsband

Gegen den in München lebenden , 03 Jahre alten Schrift «

steller Baron Alexander von Gleichen - Rußwurm begann vor
dem Großen Schöffengericht in Würzburg eine Verhandlung
wegen Betrugsversuches . Die Anklage legt dem Baron zur
Last , daß er am 27. Oktober 1S27 von seinem Gut m Unter -

franken aus an eine Münchener ẑuwelierfirma einen mit
1300 M deklarierten Wertbrief sandte , in dem sich angeblich
ein Perlenhalsband , das bei einer Kölner Versicherungsgesell¬
schaft mit 65 000 JM versichert war . befinden sollte , in d ^m
aber bei der Ankunft in München eine tote Maus vorgesnn -

den wurde . Der Angeklagte soll das Tier in lebendem Zu »

stand an Stelle des Perlenhalsbandes eingepackt haben in der

Erwartung , daß sich die Maus während des Transporte »

tu '
rchnagen und so eine Beschädigung der Sendung und den

Verlust des Inhaltes vortäuschen werde .
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